
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 17.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Andres, Dora (BE, fdp/plr), Genner, Ruth (ZH, gp/verts), Reimann,

Maximilian (svp/udc, AG) SR/CE, Pfisterer, Thomas (fdp/plr, AG) SR/CE
Prozesstypen Bundesratsgeschäft
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Berclaz, Philippe
Bernath, Magdalena
Burgos, Elie
Clivaz, Romain
Freymond, Nicolas
Heidelberger, Anja
Hirter, Hans
Käppeli, Anita
Schnyder, Sébastien

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Berclaz, Philippe; Bernath, Magdalena; Burgos, Elie; Clivaz, Romain;
Freymond, Nicolas; Heidelberger, Anja; Hirter, Hans; Käppeli, Anita; Schnyder, Sébastien
2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Bundesratsgeschäft, 1993 - 2014.
Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 17.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Rechtsordnung

1Bürgerrecht

1Grundrechte

2Öffentliche Ordnung

2Institutionen und Volksrechte

2Volksrechte

2Aussenpolitik
2Beziehungen zur EU

4Beziehungen zu internationalen Organisationen

5Entwicklungspolitik

7Landesverteidigung
7Militäreinsätze

8Wirtschaft
8Wirtschaftspolitik

8Gesellschaftsrecht

9Landwirtschaft

9Landwirtschaft und Umweltschutz

9Öffentliche Finanzen
9Direkte Steuern

10Voranschlag

10Infrastruktur und Lebensraum
10Energie

10Kernenergie

11Verkehr und Kommunikation

11Eisenbahn

13Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

13Raumplanung und Wohnungswesen

13Raumplanung

13Sozialpolitik
13Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

14Gesundheitspolitik

14Sozialversicherungen

14Invalidenversicherung (IV)

15Soziale Gruppen

15Migrationspolitik

16Frauen und  Gleichstellungspolitik

16Kinder- und Jugendpolitik

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
UNO Organisation der Vereinten Nationen
KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
BAG Bundesamt für Gesundheit
GPK-NR Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
IWF Internationaler Währungsfonds
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
CERD Committee on the Elimination of Racial Discrimination
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
EL Ergänzungsleistungen
NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale
KEG Kernenergiegesetz
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
KTU Konzessionierte Transportunternehmungen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
FinöV Bundesbeschluss über Bau und Finanzierung von Infrastrukturvorhaben

des öffentlichen Verkehrs
BLS Bern-Lötschberg-Simplon-Bahn
ZEB Zukünftige Entwicklung der Bahninfrastruktur

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
ONU Organisation des Nations unies
CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil

national
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
OFAS Office fédéral des assurances sociales
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des

Etats
OFSP Office fédéral de la santé publique
CDG-CN Commission de gestion du Conseil national
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
FMI Fonds monétaire International
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
CERD Committee on the Elimination of Racial Discrimination
DDC Direction du développement et de la coopération
PC Prestations complémentaires
NLFA Nouvelle ligne ferroviaire à traverser les Alpes
LENu Loi sur l'énergie nucléaire
USS Union syndicale suisse
ETC Entreprises de transport concessionnaires
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
FTP Fonds de financement des transports publics
BLS Chemin de fer du Lötschberg
ZEB Développement de l’infrastructure ferroviaire

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

In der Differenzbereinigung stimmte der Nationalrat der Version der kleinen Kammer
zu. Dabei beantragte die bürgerliche Kommissionsmehrheit insbesondere, auf das
Beschwerderecht zu verzichten. Sie begründete dies mit dem in der Zwischenzeit
erfolgten Bundesgerichtsurteil, wonach sich dieses Beschwerderecht bereits auf die
neue Bundesverfassung stützen könne. Eine explizite Erwähnung auf Gesetzesstufe sei
deshalb nicht erforderlich. Dem widersprachen die Vertreter der SP und der GP in der
SPK, welche mit einem Minderheitsantrag eine klare Bestätigung des
Bundesgerichtsurteils auch auf Gesetzesstufe forderten. Ebenfalls eine Regelung des
Beschwerderechts, allerdings dessen Verbot, forderte die SVP. Da es sich bei den
Einbürgerungen um politische und nicht um administrative Entscheidungen handle,
solle auch eine Beschwerde an das Bundesgericht ausgeschlossen sein. Beide Anträge
wurden ebenso abgelehnt wie der Antrag Fischer (fdp, AG), welcher das
Beschwerderecht beibehalten, jedoch auf die Überprüfung der korrekten und fairen
Durchführung des Verfahrens beschränken wollte. Vor der Schlussabstimmung wurde
im Ständerat nochmals betont, dass der Verzicht auf das Beschwerderecht in beiden
Kammern aus diametral entgegengesetzten Gründen erfolge. Zur Bekräftigung dieser
Position gab der Ständerat in der Dezembersession auf Antrag seiner Kommission mit
25 zu 9 Stimmen einer parlamentarischen Initiative Pfisterer (fdp, AG) Folge, welche das
Beschwerderecht auf die faire und korrekte Durchführung des Verfahrens beschränkt
und den Entscheid über das für kommunale Einbürgerungsakte zuständige Organ den
Kantonen überlässt.

Die vom Parlament in der Herbstsession verabschiedete neue Bürgerrechtsregelung
enthält folgende wichtige Neuerungen: Verkürzung der minimalen Wohnsitzdauer für
die ordentliche Einbürgerung von zwölf auf acht Jahre, Vereinheitlichung und
Lockerung der Vorschriften über die erleichterte Einbürgerung von in der Schweiz
aufgewachsenen Ausländern sowie die automatische Einbürgerung von Kindern der so
genannt dritten Generation, wobei die Eltern bei der Geburt auf die
Bürgerrechtserteilung an das Kind verzichten können. In der Schlussabstimmung über
die beiden Verfassungs- und die drei Gesetzesrevisionen stimmte im Nationalrat die
SVP fast geschlossen mit Nein; bei demjenigen Gesetz, worin auf eine explizite Regelung
des Beschwerderechts verzichtet wurde (BG über den Verlust und Erwerb des
schweizerischen Bürgerrechts), befand sich auch rund ein Drittel der FDP-Fraktion in
der Opposition. Der Vertreter der Schweizer Demokraten kündigte das Referendum
gegen die Gesetzesrevisionen an. Im Ständerat herrschte Einstimmigkeit mit Ausnahme
beim BG über den Verlust und Erwerb des schweizerischen Bürgerrechts
(Beschwerderecht). 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2003
HANS HIRTER

Grundrechte

Die Anerkennung der Zuständigkeit des Ausschusses zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung (CERD), welche der Nationalrat im Vorjahr beschlossen hatte,
geriet im Ständerat unter Beschuss. Zwar lehnte der Rat einen Antrag seiner
Kommissionsmehrheit auf Nichteintreten mit 23:15 Stimmen ab. Auf Antrag Pfisterer
(fdp, AG) wies er das Geschäft aber an seine Aussenpolitische Kommission zurück mit
der Auflage, weitere Abklärungen durchzuführen. Dabei soll insbesondere festgestellt
werden, wie sich eine Ratifizierung aussenpolitisch auswirken würde und wie die
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen konkret vollzogen werden sollen. Die
Kommissionsmehrheit hatte damit argumentiert, dass für die Schweiz mit ihrer Anti-
Rassismus-Strafnorm, den leistungsfähigen Gerichten und den ausgebauten
Rechtsmitteln kein Handlungsbedarf bestehe, neben dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte in Strassburg noch eine zusätzliche UNO-Beschwerdeinstanz
anzuerkennen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2002
HANS HIRTER
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Öffentliche Ordnung

Als Zweitrat stimmte auch der Ständerat den Vorschlägen der Regierung zur Schaffung
von neuen gesetzlichen Grundlagen für die Bekämpfung von Gewalt bei und im Umfeld
von Sportveranstaltungen zu. Ähnlich wie der Bundesrat hegte er jedoch Zweifel, ob
der Bund überhaupt berechtigt sei, derartige an sich in den kantonalen
Kompetenzbereich gehörende polizeiliche Massnahmen (etwa Rayonverbote oder die
Beschlagnahmung von Propagandamaterial ohne Abstützung auf ein Strafurteil) zu
erlassen. Er lehnte zuerst mit 33 zu 10 Stimmen einen Antrag Pfisterer (fdp, AG) ab, die
Vorlage an die Kommission zurückzuweisen mit der Auflage, nur eindeutig
verfassungskonforme Massnahmen vorzuschlagen. Er beschloss dann aber, das Gesetz
zu befristen, wie dies im Nationalrat der Bundesrat vergeblich beantragt hatte. Dabei
verlängerte er die Geltungsdauer gegenüber dem Entwurf des Bundesrates um ein Jahr
auf Ende 2009, damit die neuen Bestimmungen auch noch während der in der Schweiz
stattfindenden Eishockey-Weltmeisterschaft vom Frühjahr 2009 anwendbar sind. Der
Nationalrat sprach sich in der Differenzbereinigung ebenfalls für die Befristung aus. In
der Schlussabstimmung wurden die neuen Massnahmen zur Bekämpfung von Gewalt im
Zusammenhang mit Sportveranstaltungen deutlich angenommen. Dagegen stimmten im
Nationalrat die geschlossenen Grünen und eine klare Mehrheit der SP. Im Anschluss an
ihre Beratungen verabschiedeten beide Kammern eine Motion der Rechtskommission
des Ständerates (Mo. 06.3004), mit welcher sie den Bundesrat beauftragten, für die
eben beschlossenen befristeten Massnahmen eine dauerhafte Lösung zu finden. Dies
könne gemäss Motionstext durch die Schaffung von entsprechenden, in der Verfassung
festgelegten Bundeskompetenzen im Polizeibereich geschehen, oder aber durch den
Abschluss eines Konkordates unter den Kantonen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.2006
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Nach dem Nationalrat stimmte auch der Ständerat, trotz des Einspruchs von Reimann
(svp, AG), dem Beitritt der Schweiz zum „International Institut for Democracy and
Electoral Assistance“ zu. Diese Stelle will weltweit die Demokratie primär durch
Erfahrungs- und Wissensaustausch fördern. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2005
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Lors de son examen par les chambres, les débats se sont presque exclusivement
concentrés sur la question, plutôt technique, de savoir si la reconduction de l’accord
sur la libre circulation des personnes (projet 1), d’une part, et son extension à la
Roumanie et à la Bulgarie (projet 2), d’autre part, constituaient deux questions
indépendantes l’une de l’autre ou un seul et même sujet. Au Conseil des Etats, le
contenu du projet n’a pas été contesté. Estimant que les deux arrêtés relevaient d’une
seule et même question, la majorité de la commission s’est prononcée, contrairement à
la proposition du Conseil fédéral, en faveur d'un seul arrêté fédéral (c’est-à-dire
intégrer l’arrêté fédéral concernant l'extension de l'accord sur la libre circulation des
personnes à la Bulgarie et à la Roumanie à l’arrêté fédéral concernant la reconduction
de l’accord sur la libre circulation des personnes). En rapport avec les tensions entre la
Suisse et l’UE sur la question de la fiscalité cantonale, une minorité Reimann (udc, AG) a
proposé de n’entrer en matière que sur la reconduction de l’accord sur la libre
circulation des personnes et de renvoyer au Conseil fédéral le projet portant sur son
extension à la Bulgarie et à la Roumanie, avec mandat d'en suspendre l'examen jusqu'à
ce que l'UE établisse une déclaration à caractère obligatoire aux termes de laquelle elle
ne mettra plus en cause le système fiscal suisse. Le rapporteur de la commission, Dick
Marty (prd, TI), a déclaré que faire cela reviendrait à tromper les citoyens en leur faisant
croire qu’ils ont le choix d’accepter la reconduction de la libre circulation et de rejeter
son extension. Selon le député tessinois, une libre circulation à la carte n’existe tout
simplement pas. D’autres orateurs se sont également opposés à une séparation des
deux objets, estimant que cela reviendrait à proposer au peuple un vote factice. Urs
Schwaller (pdc, FR) a notamment déclaré que la libre circulation des personnes devait
être considérée comme un dossier unique, sous peine de violer le principe de non-
discrimination entre les Etats de l’UE. Déclarant qu’il serait antidémocratique de ne pas
permettre au peuple de se prononcer séparément sur chacun des deux objets,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2008
ELIE BURGOS
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Maximilian Reimann (udc, AG) a justifié son rejet de la solution consistant à lier les deux
objets. Réunies lors de ce débat, les deux conseillères fédérales Eveline Widmer-
Schlumpf et Micheline Calmy-Rey ont expliqué que le Conseil fédéral avait voulu
souligner le rapport entre la reconduction et l’extension de la libre circulation en
présentant un seul message pour les deux arrêtés fédéraux. Elles ont averti qu’un refus
de la reconduction pour une durée indéterminée aurait pour effet, après six mois,
l’application automatique de la « clause guillotine », qui entraînerait la dénonciation
des six autres accords bilatéraux avec l’UE. Elles ont également ajouté que même si un
non à l’extension de la libre circulation à la Bulgarie et à la Roumanie n’aurait pas de
conséquences automatiques, il est plus que probable que l’UE n’accepterait pas que la
Suisse discrimine deux de ses membres, et la Suisse devrait affronter de pénibles
négociations avec l’UE. Le plénum a finalement suivi la proposition de la majorité de la
commission et a lié les deux projets. Au vote sur l’ensemble, l’arrêté fédéral a été
adopté par 34 voix contre 3.

Au Conseil national, une minorité de la commission, emmenée par Luzi Stamm (udc,
AG) et soutenue par des membres du groupe UDC, a proposé de ne pas entrer en
matière. En ce qui concerne la fusion des deux arrêtés fédéraux, la majorité de la
commission, soutenue par les groupes UDC et radical-libéral, a proposé de suivre le
Conseil fédéral et de voter sur deux arrêtés fédéraux séparés, alors qu’une minorité
Mario Fehr (ps, ZH), soutenue par le groupe socialiste et par une grande majorité des
Verts et du groupe démocrate-chrétien, a proposé de suivre la décision de la chambre
haute. Rappelant les problèmes que connaît l’Italie avec les Roms émigrés illégalement
de Roumanie et les risques d’une autre extension à d’éventuels nouveaux membres de
l’UE comme la Turquie, la Serbie ou le Kosovo, Luzi Stamm (udc, AG) a défendu sa
proposition de non-entrée en matière. Lui reprochant des propos purement
démagogiques dans la mesure où la libre circulation des personnes ne s’appliquait pas
aux immigrants illégaux, Kathy Riklin (pdc, ZH) s’est opposée aux arguments avancés par
le député argovien. Le plénum a finalement décidé d’entrer en matière sur le projet par
138 voix contre 53 (UDC uniquement), rejetant d’ailleurs cinq propositions de renvoi de
minorités issues du groupe UDC. Ces dernières souhaitaient poser plusieurs conditions
au projet : que l’UE garantisse le respect de la souveraineté fiscale de la Suisse ; que
l’UE négocie une clause de sauvegarde pour ces deux pays ; que le projet soit lié au
paiement de la contribution versée au titre de la cohésion pour la Roumanie et la
Bulgarie ; que le Conseil fédéral présente un rapport sur les conséquences d'une
extension de l'accord à d’éventuels nouveaux membres de l'UE ; que le Conseil fédéral
négocie une réglementation plus efficace concernant la réadmission des ressortissants
bulgares et roumains frappés d’une décision de renvoi. Lors de la discussion par
articles, les députés ont décidé, par 101 voix contre 82 et contrairement au Conseil des
Etats, de suivre la majorité de la commission et de ne pas intégrer l’arrêté fédéral
concernant l’extension à celui concernant la reconduction de la libre circulation. Ils ont
également adopté, par 105 voix contre 70, une proposition du président de l’USS Paul
Rechsteiner (ps, SG) qui demandait au Conseil fédéral de soumettre, sept ans après la
reconduction de l’accord sur la libre circulation, un rapport sur les effets de cet accord
et un arrêté fédéral, sujet au référendum, sur la reconduction ou la dénonciation dudit
accord. Les propositions du groupe UDC visant à soumettre les arrêtés fédéraux
correspondants au référendum obligatoire, ont toutefois été rejetées. Au vote sur
l’ensemble, les deux arrêtés fédéraux ont été adoptés par 175 voix contre 10 (projet 1) et
par 134 voix contre 45 (projet 2).

Au Conseil des Etats, lors de la procédure d’élimination des divergences, la majorité de
la commission a proposé de maintenir sa décision de présenter un seul et unique
projet. Face à elle, une minorité Briner (prd, SH) a proposé de suivre la décision du
Conseil national et de présenter deux projets distincts. Le conseil a finalement décidé,
par 27 voix contre 16, de maintenir sa décision. Il a maintenu également l’autre
divergence d’avec le Conseil national en rejetant sans en débattre la proposition
Rechsteiner.

Au Conseil national, la majorité de la commission a également proposé de maintenir sa
décision de la première lecture (projet en deux parties distinctes). Face à elle, une
minorité emmenée par Kathy Riklin (pdc, ZH) a proposé de se rallier à la décision du
Conseil des Etats. Le plénum a toutefois suivi la proposition de la majorité par 106 voix
contre 86. Par 124 voix contre 61, il a également maintenu la proposition Rechsteiner.

En troisième et dernière lecture, les deux conseils ont campé sur leur positions
respectives, tant sur la question de la fusion des deux projets (le Conseil des Etats par
25 voix contre 16 et le Conseil national par 101 voix contre 86) que sur celle du
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référendum après sept ans (tacitement et par 116 voix contre 66, respectivement).

La conférence de conciliation a proposé de suivre le Conseil des Etats et de ne
proposer qu’un seul projet. Au niveau la deuxième divergence, la conférence a
également retenu pour l’essentiel la décision de la chambre haute : elle a proposé de
biffer la possibilité d’organiser une votation sur la reconduction de la libre circulation
au bout de sept ans, mais de charger le gouvernement de présenter, au plus tard avant
le prochain élargissement de l'UE, un rapport sur les effets de la reconduction des
accords bilatéraux et, au besoin, une série de propositions visant à améliorer les
mesures d'accompagnement contre la sous-enchère salariale et sociale. Ces
propositions ont été adoptées par 32 voix contre 6 par le Conseil des Etats et par 119
voix contre 58 par le Conseil national. Au vote final, le projet a été adopté par 35 voix
contre 2 au Conseil des Etats et par 143 voix contre 40 au Conseil national, les deux
tiers environ de l’UDC s’y opposant. 5

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le parlement a examiné le projet de loi sur les privilèges, les immunités et les facilités,
ainsi que sur les aides financières accordés par la Suisse en tant qu'Etat hôte (Loi sur
l'Etat hôte, LEH) durant l’année sous revue. Au Conseil national, une minorité
Wobmann (udc, SO), qui était d’ailleurs soutenue par une grande partie du groupe UDC,
a proposé de ne pas entrer en matière et de renvoyer le projet au Conseil fédéral. Le
député UDC estimait en effet que le projet visait à étendre les privilèges, immunités et
autres facilités aux organisations non gouvernementales, et que la loi fédérale sur les
aides financières à la Fondation immobilière pour les Organisations internationales
(FIPOI) encadrait suffisamment la politique d’accueil de la Suisse. Si plusieurs porte-
parole de groupe ont salué le travail de codification entrepris pas le gouvernement,
d’autres ont fait part de leurs inquiétudes de voir ce texte, à leurs yeux insuffisamment
précis, entraîner une prolifération des prétentions. La conseillère fédérale Micheline
Calmy-Rey les a cependant rassurés en leur assurant que la nouvelle loi ne visait pas à
étendre les privilèges et immunités. Le plénum a finalement voté l’entrée en matière
par 121 voix contre 40, rejetant la proposition de renvoi par 120 voix contre 32.
Plusieurs autres propositions de l’UDC ont été rejetées dans des proportions similaires
lors de la discussion par article. Au votre sur l’ensemble, la loi a été adoptée par 122
voix contre 45. Au Conseil des Etats, l’entrée en matière n’a pas été contestée. Les
députés ont écarté, par 23 voix contre 7, une proposition de minorité Reimann (udc,
AG), qui visait à limiter le cercle des personnes bénéficiaires de privilèges, immunités et
facilités. Le plénum a par ailleurs adopté sans débat une proposition de sa commision
excluant les organisations non gouvernementales des bénéficiaires de privilèges,
immunités et facilités au sens de la loi. Il a en outre voté à l’unanimité une proposition
du député radical Thomas Pfisterer (AG), qui demandait que les cantons soient non
seulement entendus, mais associés à la définition de la politique d’accueil. Le Conseil
des Etats a finalement adopté le projet à l’unanimité. Le Conseil national a liquidé peu
de temps après les divergences qui subsistaient. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2007
ELIE BURGOS

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à l’adhésion de la Suisse aux nouveaux
accords d’emprunts modifiés (NAE) du FMI. Ces accords sont censés répondre aux
besoins des Etats membres lorsque les moyens ordinaires ne suffisent pas dans un
contexte de crise menaçant le système monétaire et financier international. Le montant
de ces emprunts sont ainsi passés de 34 milliards de droits de tirages spéciaux (DTS :
unité monétaire propre au FMI) à 367 milliards et les outils ont été modifiés afin d’en
garantir une mobilisation assouplie et rapide en cas de nécessité. Le Conseil fédéral a
donc demandé une augmentation faisant passer la participation maximale helvétique
de 1,5 milliards de DTS à 10,9, soit à un total avoisinant les 18 milliards de francs. Malgré
cette augmentation, la part helvétique diminuerait de 1,5 point et passerait de 4,5% à
environ 3% de l’ensemble des NAE. Le gouvernement a néanmoins considéré que cette
augmentation renforcerait l’image de la Suisse en tant que place financière
d’importance. Il a demandé de traiter en urgence ce message ainsi que celui relatif à
l’augmentation des ressources du FMI, adopté par la Conseil des Etats l’année
précédente. Une motion d’ordre a donc été déposée en ce sens par le bureau du
Conseil national, la voix du président ayant été prépondérante. La chambre du peuple a
toutefois refusé de traiter ces messages avant l’année suivante. En effet, une alliance
de circonstance entre l’UDC et la gauche a conduit à lier les crédits pour le FMI à l’aide
au développement. La gauche souhaite augmenter l’aide à 0,5% du RNB de manière
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effective et demande de traiter ces deux thématiques simultanément. Quant à l’UDC,
elle met en avant les risques potentiels de ces engagements, souhaite diminuer cette
aide et exige des garanties auprès de l’UE concernant les accords bilatéraux. Au Conseil
des Etats, une proposition de renvoi Maximilian Reimann (udc, AG) a été écartée par 30
voix contre 5 et le premier projet a été aisément adopté par 27 voix contre 3. 7

Entwicklungspolitik

Le Conseil fédéral a transmis à la fin mai son message demandant aux chambres
d’approuver un crédit de programme de 4,4 milliards de francs pour la coopération
technique et l’aide financière en faveur des pays en développement. En augmentation
de 400 millions, ce crédit-cadre devait couvrir la période 2004-2007. Ce montant
constitue environ deux tiers de l’aide publique au développement de la Suisse. Le
Conseil national s’est saisi du dossier à la session d’automne. Après une entrée en
matière sans opposition, les députés ont eu à se prononcer sur un certain nombre de
propositions de réduction de la contribution fédérale au développement. La plus
extrême (minorité Schlüer, udc, ZH) prévoyait une réduction de l’aide à 3 milliards de
francs. Le Zurichois a insisté sur le fait qu’il ne la concevait pas comme une limitation
de l’aide fournie directement par la Suisse. Il a ainsi, dans une deuxième proposition de
minorité, remis en cause la participation financière à des institutions internationales. Il
a estimé que l’affectation de ces ressources n’était pas directement contrôlable par la
Suisse. Une proposition moins extrême du radical argovien Fischer prévoyait de
maintenir le crédit-cadre à 4 milliards de francs. Il estimait que l’augmentation de 10 %
de l’enveloppe budgétaire n’était pas acceptable en période de restrictions
budgétaires. Ces trois propositions de minorités ont été rejetées et le projet du
gouvernement a été accepté par 109 voix (dont 8 udc) contre 23 (dont 21 udc) au vote
sur l’ensemble. Au Conseil des Etats, une majorité de parlementaires (27 voix contre 10)
a estimé que la situation précaire des finances fédérales justifiait une réduction du
crédit-cadre quadriennal à hauteur de 200 millions. La gauche et la conseillère fédérale
Micheline Calmy-Rey ne sont pas parvenues à imposer la proposition gouvernementale.
Le président de la commission de politique extérieure, l’Argovien Maximilian Reimann
(udc) a précisé que malgré la réduction, les 4,2 milliards de francs dépassaient de 200
millions le montant du précédent crédit-cadre. Le Conseil national s’est finalement
rallié au Conseil des Etats et a accepté cette baisse. La proposition de la minorité
Rennwald (ps, JU), de s’en tenir aux 4,4 milliards de la proposition gouvernementale, n’a
pas obtenu de majorité. Par 94 voix contre 73 (dont 49 ps et 12 pe), la baisse a été
acceptée. 8
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Dans l’expectative face à la question de l’effort de cohésion dans le cadre des
Bilatérales II, le Conseil des Etats a toutefois décidé au mois de juin, en tant que
premier conseil, de poursuivre l’aide financière aux pays de l’Europe de l’Est et à la
Communauté des Etats indépendants (CEI). Il a alloué 400 millions de francs pour les
années 2005 et 2006, alors que le Conseil fédéral proposait, de son côté, un nouveau
crédit-cadre de 800 millions de francs pour quatre ans. Les arguments de Maximilian
Reimann (udc, AG) et Philipp Stähelin (pdc, TG), qui voulaient notamment que l’aide de
la Suisse aux pays de l’Est membres de l’UE et aux pays de l’Est candidats à l’UE soit
comptabilisée dans les futures contributions de la Suisse à l’effort de cohésion, n’ont
pas été entendus, puisque les députés ont accepté cette aide par 32 voix sans
opposition et 4 abstentions. Le Conseil national a procédé à l’examen de cet objet lors
de la session d’automne. La chambre du peuple a emboîté le pas au Conseil des Etats
(par 140 voix contre 7) en allouant un crédit de 400 millions de francs pour la période
2005-2006. Cette solution transitoire permet de poursuivre la coopération, tout en
donnant le temps au parlement d’en savoir plus sur l’engagement de la Suisse à l’effort
de cohésion de l’UE. Alors que les Verts incitaient l’assemblée à pencher du côté de la
générosité du gouvernement, la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey a elle-même
fini par rallier la position de la chambre haute, en admettant qu’il était plus opportun
de se donner la possibilité de revenir sur le sujet en 2006, au moment où les
programmes et l’étalement des crédits seraient connus. L’UDC, notamment par la voix
de Christoph Mörgeli (ZH), s’est opposée en vain au projet élaboré par les chambres. 9
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Au mois de mars, le Conseil fédéral a approuvé le message concernant la continuation
de la coopération technique et de l’aide financière en faveur des pays en
développement ainsi que le message relatif à son financement. Par ce message, le
Conseil fédéral demandait un nouveau crédit de programme de 4500 millions de francs
pour financer la poursuite de la coopération technique et de l’aide financière en faveur
des pays en développement. Ce crédit est prévu pour la période du 1er janvier 2009 au
31 décembre 2012. Cette demande de crédit était soumise en même temps que la
demande de crédit du DFE pour le financement des mesures de politique économique
et commerciale adoptées au titre de la coopération au développement. Le but visé par
la présentation simultanée de ces deux demandes était de fournir une vue d’ensemble
des principales activités de la coopération au développement. Les conseils ont ainsi
traité l’objet 08.030 (coopération au développement) et l’objet 08.028 conjointement
(financement des mesures de politique économique et commerciale). 

Au Conseil national, l’entrée en matière sur les deux projets n’a pas été contestée.
Critiquant la DDC et les défauts mis en lumière par la Commission de gestion du
Conseil national (CdG), une minorité de la commission, emmenée par Christoph Mörgeli
(udc, ZH) a proposé de renvoyer le projet au Conseil fédéral en le chargeant d'éliminer
au préalable les défauts relevés. Le zurichois estimait en outre que tant qu’il n’y aurait
pas de stratégie unique en matière d’aide publique au développement et que les
réformes nécessaires n’auraient pas été menées au sein de la DDC, il ne fallait voter
aucun moyen financier supplémentaire. Les rapporteurs ont fait savoir que si aucun
membre de la commission ne contestait le principe de la coopération au
développement, la question du montant des moyens engagés avait été très discutée : à
une très faible majorité, la commission avait finalement décidé que 0,7% du revenu
national brut (RNB) devait être alloué à l’aide publique au développement, ce qui
correspond aux objectifs du millénaire de l’ONU. Dès lors, la discussion au cours du
débat d’entrée en matière a essentiellement porté sur la réforme de l’aide au
développement et le montant de son futur financement. La proposition de renvoi
Mörgeli a finalement été rejetée par 132 voix contre 50.

Lors de la discussion par article sur l’arrêté fédéral concernant la continuation de la
coopération technique et de l’aide financière en faveur des pays en développement
(08.030), la question s’est posée de savoir à combien devait s’élever l’aide au
développement. La majorité de la commission a proposé d’augmenter progressivement
le crédit de programme à 0,7% du RNB d’ici à 2015, soulignant que le moment était
venu pour la Suisse d’apporter une aide conséquente aux pays en développement, à
l’instar de l’exemple des pays scandinaves. Opposée à ce principe, au titre qu’il
n’existait aucune stratégie qui définisse comment les moyens supplémentaires seraient
utilisés et qu’on ignorait quelles seraient les conséquences financières sur le budget de
la Confédération d’une augmentation de 0,4 à 0,7% du RNB, une minorité emmenée
par Martine Brunschwig Graf (prd, GE) a proposé de suivre la proposition du Conseil
fédéral et de fixer les moyens financiers alloués à l’aide au développement à 0,4% du
RNB. Une troisième proposition, soutenue par Kathrin Amacker-Amann (pdc, BL),
voulait pour sa part porter l'aide publique au développement à 0,5% du RNB d’ici 2015,
et charger le Conseil fédéral de soumettre aux chambres un message et un crédit-
cadre complémentaires. Tous les groupes, à l’exception du PDC divisé sur la question,
ont défendu des positions bien arrêtées (l’UDC rejetant notamment toute
augmentation de l’aide au développement). Dans un premier vote entre la majorité et la
minorité, le plénum a adopté la proposition de la minorité par 101 voix contre 82 ; dans
un second vote entre la minorité et la proposition Amacker-Amann, il a également
adopté, par 97 voix contre 86, la proposition de la minorité, selon laquelle l’aide au
développement doit être fixée à 0,4% du RNB.

Dans un article 2bis, la majorité de la commission a proposé de limiter la part de l’aide
multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme, estimant que l’aide
bilatérale était beaucoup plus efficace et qu’elle engendrait moins de tracasseries
administratives. Emmenée par Christa Markwalder (prd, BE), une minorité a estimé au
contraire que l’aide multilatérale était plus efficace que l’aide bilatérale pour résoudre
des problèmes importants, complexes et globaux. Les députés ont toutefois suivi la
majorité de la commission en décidant, par 144 voix contre 29, d’abaisser la part de
l’aide multilatérale de 43 à 40%. Au vote sur l’ensemble, l’arrêté fédéral a été approuvé
à l’unanimité.

En ce qui concerne l’arrêté fédéral sur le financement des mesures de politique
économique et commerciale au titre de la coopération au développement (08.028), le
plénum a rejeté – avec la voix prépondérante du président du conseil – la proposition
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de la majorité visant à charger le gouvernement de vérifier s'il était possible d'ici à 2015
de porter l'aide publique au développement à 0,5% du RNB. Au vote sur l’ensemble, cet
arrêté fédéral a été adopté à l’unanimité.

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière sur ces deux objet n’a pas donné lieu à
contestation. Le plénum s’est penché essentiellement sur la proposition de la
commission de demander dès 2009 un crédit de programme complémentaire afin que
les moyens alloués à l'aide au développement atteignent 0,5% du RNB en 2015. Les
deux crédits de programme proposés par le Conseil fédéral n’ont pas été contestés. Le
président de la commission, Dick Marty (prd, TI), a souligné que la majorité de celle-ci
souhaitait donner une preuve de la volonté de la Suisse d’augmenter son aide publique
au développement et de respecter ses engagements internationaux. Au nom de la
Commission des finances, Philipp Stähelin (pdc, TG) a estimé qu’il faudrait compter sur
des moyens financiers supplémentaires de plus de 800 millions de francs si l’on
augmentait l’aide au développement de 0,1%. De son côté, le démocrate-chrétien
Bruno Frick (SZ) a proposé de renvoyer le projet à la commission en la chargeant de
montrer comment seraient couvertes ces dépenses supplémentaires. Cette proposition
de renvoi a toutefois été rejetée par 24 voix contre 12.

Lors de la discussion par article, une minorité Reimann (udc, AG) a proposé de suivre
le Conseil fédéral et de rejeter la proposition visant à relever le montant de l’aide au
développement à 0,5% du RNB d’ici 2015. Pankraz Freitag (prd, GL) a déposé de son
côté une proposition individuelle visant à relever ce montant à 0,45% d’ici à 2015.
Cette dernière proposition a cependant été rejetée par 28 voix contre 11, au profit de la
proposition de la majorité de la commission (25 voix contre 14). Créant une deuxième
divergence, le Conseil des Etats a rejeté la décision du Conseil national de limiter la
part de l’aide multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme. Au vote sur
l’ensemble, les deux projets ont été acceptés respectivement par 29 voix contre 6 et
par 31 voix contre 3.

Au Conseil national, les députés ont suivi l’avis de la majorité de la commission et se
sont ralliés à la position du Conseil des Etats et fixé la hauteur de l’aide au
développement à 0,5% du RNB. Le plénum a maintenu la décision prise de limiter la
part de l’aide multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme par 120 voix
contre 66. Cette dernière divergence a été effacée par le Conseil des Etats, les députés
se ralliant par 30 voix contre 12 à la position du Conseil national.

En outre, souhaitée par la CdG-CE et par de nombreuses interventions parlementaires,
l’aide au développement a été réorientée. En mars, la cheffe du DFAE a en effet
annoncé une réduction du nombre de pays prioritaires à 12 pour la période 2008-
2011. 10

Landesverteidigung

Militäreinsätze

Le Conseil des Etats a suivi les recommandations de sa commission de politique de
sécurité (CPS-CE) et a refusé d’entrer en matière sur la modification de la LAAM par 22
voix contre 12. La commission a estimé que la modification de la loi pouvait attendre la
finalisation du rapport sur la politique de sécurité prévue à la fin de l’année sous revue.
Une proposition Reimann (udc, AG) de ne pas entrer en matière sur le projet 2
(opération Atalante) a été soutenue notamment par Recordon (pe, VD) et Maury
Pasquier (ps, GE). Les opposants estimaient soit qu’il n’existait pas de base légale solide
pour un tel engagement qui menaçait de la sorte la neutralité suisse, soit que l’armée
suisse n’avait pas les capacités opérationnelles d’intervenir en mer à l’étranger. Ils
proposaient notamment d’intervenir non pas militairement mais plutôt en mettant à
disposition les capacités helvétiques de médiation et d’appui juridique. Cependant, le
Conseil des Etats est entré en matière et a suivi la majorité de sa commission. Il a ainsi
accepté le projet modifié permettant la participation à l’opération Atalante jusqu’au 31
décembre 2010 par 33 voix contre 5. 11
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Der Ständerat befasste sich als erster mit der Teilrevision der Vorschriften im
Obligationenrecht über die Rechnungslegung in Unternehmen und gleichzeitig auch
mit der vom Kleinunternehmer Thomas Minder 2007 eingereichten so genannten
„Abzockerinitiative“. Der Bundesrat hatte im Vorjahr die Teilrevision des OR um
Bestimmungen über die Rechte der Aktionäre von börsenkotierten Aktiengesellschaften
bei der Festlegung der Managementsentschädigungen ergänzt. Damit sollte sie einen
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative bilden. Um die parlamentarischen
Beratungen zu beschleunigen und der Initiative fristgerecht einen Gegenvorschlag
gegenüber zu stellen, beschloss der Ständerat, die Bestimmungen über die
Rechnungslegung herauszulösen und später separat zu behandeln (siehe unten). In der
Eintretensdebatte stellte sich nur Savary (sp, VD) eindeutig hinter die
„Abzockerinitiative“. Andere Abgeordnete der SP (Fetz, BS und Leuenberger, SO) und
der SVP (Reimann, AG und Jenny, GL) behielten sich vor, diese in der Volksabstimmung
zu unterstützen, falls die Aktionärsstellung mit dem Gegenvorschlag nicht klar
verbessert werde. Der Ständerat empfahl mit 26 zu 10 Stimmen die Abzockerinitiative
zur Ablehnung.
nzz
Dass aber in Bezug auf die Festlegung der Managerentschädigungen der Staat aktiv
werden muss war unbestritten. Ein Nichteintretensantrag zur OR-Teilrevision wurde
nicht gestellt. In der Detailberatung hielt sich der Ständerat weitgehend an die
Regierungsvorschläge. Die vom Bundesrat beantragte Abschaffung des
Depotstimmrechts akzeptierte er zwar, führte aber mit dem „Nominee-Modell“ eine
neue Stellvertretung für nicht ins Register eingetragene Aktionäre durch die Depot-
Banken ein. Schweiger (fdp, ZG) begründete dieses Modell damit, dass es die
Stimmbeteiligung erhöhe und damit den Einfluss von Minderheitsaktionären
einschränke. Die vom Bundesrat vorgeschlagene einjährige Amtsdauer von
Verwaltungsräten, wie sie auch die Volksinitiative vorsieht, lehnte der Ständerat ab, da
eine jährliche Wiederwahl durch die Aktionärsversammlung die Ausrichtung an
kurzfristigen Erfolgsstrategien fördern würde. Er legte sie deshalb auf drei Jahre fest. Er
kam der Abzockerinitiative aber auch etwas entgegen, indem er börsenkotierten
Gesellschaften vorschrieb, dass der Verwaltungsratspräsident zwingend durch die
Aktionäre gewählt werden muss. Der Bundesrat hatte den Entscheid über das
Wahlgremium wie bisher den einzelnen Gesellschaften überlassen wollen. Bei
börsenkotierten Gesellschaften wird in Zukunft die Generalversammlung die
Gesamthöhe der Entschädigungen für Verwaltungsräte genehmigen, und diese müssen
einzeln ausgewiesen werden. Ein Antrag der Kommission, dass neben der
Gesamtsumme der Entschädigung der Geschäftsleitung (Management) nicht nur der
Betrag für den bestbezahlten, sondern für alle Manager individuell ausgewiesen werden
muss, fand jedoch keine Mehrheit. Auch das von der Kommission beantragte und auch
in der Volksinitiative enthaltene Verbot von Abgangsentschädigungen für
Spitzenmanager lehnte er ab. Der Ständerat machte zusätzlich einige Änderungen
zugunsten von KMU, indem er nicht börsenkotierte Aktiengesellschaften von einigen
Transparenzvorschriften gegenüber Minderheitsaktionären befreite. Vor der
Gesamtabstimmung, die mit 26 zu 8 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ausging, erklärten
sich Vertreter der SP, aber auch Stadler (cvp, UR), enttäuscht über diesen „zahnlosen“
und in ihren Augen absolut ungenügenden Gegenvorschlag zur „Abzockerinitiative“. 12
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Landwirtschaft

Landwirtschaft und Umweltschutz

Si le projet a également donné matière à contestation au Conseil des Etats, il a
cependant été soutenu par la plupart des parlementaires qui avaient émis des critiques
en commission. Malgré ces objections, relatives notamment à l’absence d’un concept
global et au morcellement du paysage qui pourrait résulter de cette révision, l’entrée en
matière a été décidée sans opposition. Lors de la discussion par articles, le plénum n’a
pas tenu compte de la proposition formulée par le Conseil national, qui prévoyait
d’autoriser les installations nécessaires à la production de compost dans une
exploitation agricole. Il a préféré s’en tenir à la version du Conseil fédéral en
approuvant la mise en place d’installations destinées à la production d’énergie à partir
de la biomasse, mais en rejetant celles nécessaires à la production de compost. Une
minorité de la commission, emmenée par le député radical Thomas Pfisterer (AG), s’est
opposée à ce que les entreprises agricoles soient autorisées à se lancer dans
l’agrotourisme ou dans des activités accessoires non agricoles étroitement liées à
l’entreprise agricole, si elles ne sont pas tributaires d’un revenu complémentaire. La
disposition contestée habilite en outre lesdits agriculteurs à effectuer des
«agrandissements mesurés […] lorsque les constructions et installations existantes sont
trop petites». Thomas Pfisterer a estimé qu’une telle pratique pénaliserait non
seulement les exploitants d’entreprises commerciales ou artisanales dans les zones
constructibles du fait du prix plus élevé de ces terrains, mais aussi les agriculteurs
installés dans cette zone et les non-agriculteurs situés hors de la zone à bâtir. Le
député a souligné que cette question relevait selon lui de l’égalité de traitement. Le
conseiller fédéral Moritz Leuenberger a demandé au plénum de ne pas accepter la
proposition du député Pfisterer, car celle-ci conduirait à des inégalités de traitement
entre les agriculteurs, puisque les entreprises florissantes, qui sont particulièrement
attrayantes pour l’agrotourisme, se verraient interdire l’exercice d’activités accessoires
non agricoles. La proposition de la minorité Pfisterer a finalement été rejetée par 34
voix contre 3. Au vote sur l’ensemble, le projet a été approuvé par 32 voix contre 2 et 2
abstentions. 13
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Mai 2012 legte der Bundesrat einen Bericht vor, in dem er die Abschreibung zweier
Motionen für eine Vereinfachung des Steuersystems beantragte. Zwar wurden im
Bericht zahlreiche Reformmodule – aufgeteilt auf die Bereiche Einkommen aus
Erwerbstätigkeit, bewegliches Privatvermögen, unbewegliches Privatvermögen,
verschiedene Abzüge und Flat-Rate-Tax – identifiziert und bezüglich ihrer
Auswirkungen auf das Vereinfachungs-, das Gerechtigkeits- und das Effizienzziel
beurteilt. Die WAK-SR konnte sich im Februar 2010 jedoch nicht auf eine Stossrichtung
der Reform einigen. Da in der Bundesversammlung zudem zwei Vorlagen mit
Vereinfachungscharakter – der Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Sicheres Wohnen im
Alter» und der Mehrwertsteuer-Einheitssatz – gescheitert und stattdessen
verschiedene Ausnahmebestimmungen – ein Abzug für Zuwendungen an politische
Parteien und die Steuerbefreiung des Soldes von Milizfeuerwehrleuten – geschaffen
worden seien, sei der Wille des Parlaments zu «echten Vereinfachungsschritten» nicht
ersichtlich, erklärte der Bundesrat im Bericht. Daher empfahl er die Motion Pfisterer
(fdp, AG; Mo. 07.3607) und eine Motion der FDP-Fraktion (Mo. 08.3854) zur
Abschreibung. 

In der Wintersession 2013 und der Frühjahrssession 2014 behandelten der Stände- und
der Nationalrat das Geschäft. Im Ständerat hielt Konrad Graber (cvp, LU) für die
Kommission fest, dass die Zielsetzung der zwei Motionen «zwar redlich, politisch aber
offensichtlich schwierig umzusetzen» sei. Auf Antrag der WAK-SR sprach sich die kleine
Kammer stillschweigend für die Abschreibung aus. Trotz eines Antrags auf
Nichtabschreibung durch die FDP-Fraktion, die fehlenden politischen Willen nicht als
gewichtigen Grund gegen die Ergreifung von entsprechenden Massnahmen erachtete,
stimmte auch der Nationalrat mit 90 zu 81 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für die
Abschreibung der zwei Motionen. Die geschlossen stimmenden Fraktionen der FDP, SVP
und BDP konnten die Abschreibung nicht verhindern. 14
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Voranschlag

Der Ständerat nahm sich dem Voranschlag 2003 im Dezember an. Um sich nicht dem
Vorwurf auszusetzen, für das kommende Jahr geplante Investitionen zu blockieren, zog
der Aargauer SVP-Ständerat Reimann seinen Rückweisungsantrag zurück. Von der SVP
verlangte Einsparungen im Asylbereich und von der Kommissionsmehrheit beantragte
Kürzungen bei der Entwicklungszusammenarbeit wurden verworfen. Beim
Impulsprogramm für Kinderkrippen unterstützte die kleine Kammer den Bundesrat und
billigte lediglich 20 Mio Fr. Die vom Nationalrat beschlossene Verschiebung von 5 Mio
Fr. vom BAG zum Bundesamt für Sport bei der Gesundheitsprävention sowie Kürzungen
bei der Investitionshilfe für Berggebiete lehnte sie ebenfalls ab, entschied aber, mehr
Geld für den Nationalstrassenbau und – mit Stichentscheid des Präsidenten – für
erneuerbare Energien bereitzustellen. Bei den Personalkosten weigerte sich die kleine
Kammer, die vom Nationalrat beschlossenen und von der SVP geforderten massiven
Einsparungen vorzunehmen. 15
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Contrairement au National, le Conseil des Etats a refusé d’accorder en deuxième
lecture, par 27 voix contre 11, un droit de veto aux cantons sur la réalisation de dépôts
de déchets radioactifs. Selon la majorité, ce droit empêcherait toute démarche visant à
trouver un lieu d’entreposage définitif. Les Etats ont néanmoins adouci cette décision
en acceptant, par 32 voix contre 1, un compromis de Pfisterer (prd, AG). Celui-ci prévoit
que la Confédération procède à l’audition des représentants des cantons et les associe
à la préparation d’une autorisation. Le Conseil des Etats a fait une autre concession en
matière de droits populaires en acceptant tacitement d’introduire un référendum
facultatif sur la réalisation de dépôts de déchets radioactifs. Il a par contre rejeté, par
23 voix contre 17, la taxe sur l’énergie atomique de 3 centimes par kWh en se basant sur
l’échec des taxes sur l’énergie en votation populaire. Le dossier est retourné à au
National. 16
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Face à l'inflexibilité du Conseil des Etats, le Conseil national a abandonné par 108 voix
contre 68 le droit de veto aux cantons-sites de dépôts de déchets nucléaires. Il a
toutefois rendu obligatoire la consultation de toutes les collectivités des régions
concernées, ainsi que des Etats voisins. La nouvelle loi sur l'énergie nucléaire (LENu)
prévoit un référendum facultatif national sur les nouvelles constructions nucléaires, y
compris sur les dépôts souterrains. Le Conseil national s'est également rallié par 93 voix
contre 88 au compromis proposé par le Conseil des Etats sur le moratoire de dix ans
frappant les exportations de combustibles usés en vue de leur retraitement. Les
contrats en cours avec La Hague (F) et Sellafield (GB) seront néanmoins honorés. Le
moratoire de 10 ans devrait durer de 2006 à 2016. Avec la voix décisive du président du
Conseil, Yves Christen (prd, VD), le National a écarté la condition spéciale à laquelle
aurait été soumise toute autorisation générale pour une installation nucléaire. Il aurait
fallu prouver que la production de courant n'aurait pas pu être fournie en Suisse par
des énergies renouvelables à des coûts égaux ou inférieurs. La proposition de
Sommaruga (ps, BE) de rétablir un marquage de l'électricité selon sa provenance
(énergie renouvelable ou non) a été écartée par 93 voix contre 84. Contre l'avis des
Etats, le National a maintenu par 101 voix contre 81 la taxe d'incitation sur l'électricité
d'origine nucléaire (0,3 ct par kWh). Pour compenser la suppression du droit de veto en
matière de dépôt de déchets radioactifs, le Conseil des Etats s'est rallié par 40 voix
contre 1 à la proposition Pfisterer (prd, AG) de faire participer le canton d'accueil à la
préparation du projet. Le National ne prévoyait qu'un droit de consultation. Ce
compromis était également valable pour les cantons et Etats voisins de l'emplacement
prévu. La chambre des cantons a maintenu par 22 voix contre 19 son refus de taxe
d'incitation sur l'énergie d'origine nucléaire. Le Conseil d’Etat a par ailleurs décidé
d'attribuer au Conseil fédéral la compétence d'édicter les dispositions nécessaires
pour que les consommateurs puissent connaître la provenance du courant et son type
de production. Devant les divergences récurrentes, une conférence de conciliation a
été organisée. Le Conseil national a finalement renoncé à introduire une taxe
d'incitation sur le courant produit par les centrales nucléaires. La deuxième divergence
était liée à l'indication de la provenance du courant et de son type de production. Le

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2003
PHILIPPE BERCLAZ

01.01.90 - 01.01.20 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



parlement a accepté de la rendre publique et que les contrevenants soient punis: ils
seront passibles de l'emprisonnement ou d'une amende allant jusqu'à 40'000 francs.
Deux ans de débats ont été nécessaires pour mettre la loi sur l'énergie nucléaire sous
toit. Elle a néanmoins été combattue au Conseil national jusqu'au bout par le camp
rose-vert et des évangéliques. Ses détracteurs ont en particulier dénoncé la
suppression du droit de veto pour les cantons susceptibles d'accueillir un dépôt de
déchets radioactifs, ainsi que l'absence d'une taxe d'incitation sur le courant produit
par les centrales atomiques destinée à promouvoir les énergies renouvelables. Les
conseillers nationaux ont approuvé la nouvelle loi par 102 voix contre 75. Les sénateurs
en ont fait de même par 32 voix contre 6. La LENu faisait office de contre-projet
indirect aux initiatives antinucléaires. 17

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Suivant sa commission, le Conseil des Etats a débloqué, par 34 voix contre 1, le crédit
additionnel de CHF 900 millions et CHF 2,25 milliards pour la deuxième phase de la
première étape des NLFA. Les Etats se sont également montrés sensibles aux nuisances
que subit le canton d'Uri; par 31 voix contre 5, les sénateurs ont refusé de fermer
définitivement la porte à un tracé dans la montagne, octroyant CHF 100 millions pour
les travaux préparatoires. Cette somme ne sera libérée que si les travaux peuvent
débuter d'ici le 31 mars 2005. La proposition d'une minorité emmenée par Pfisterer
(prd, AG), qui aurait voulu augmenter les moyens du tronçon uranais de CHF 250
millions, mais en les affectant exclusivement à une variante "vallée optimisée", a été
repoussée. Répondant à l’interpellation « Explosion des coûts des NLFA » de Mathys
(udc, AG) (03.3524), le Conseil fédéral a déclaré que selon le dernier rapport d’étape
NLFA, les frais finaux prévisionnels se monteraient à CHF 15 milliards. Ils dépasseraient
donc pour la première fois de deux pour-cent le total du crédit global NLFA (CHF 14,7
milliards, état des prix en 1998). Auparavant, la délégation de surveillance des NLFA avait
estimé que les coûts des ouvrages restaient sous contrôle. 18
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2005 hatte das Parlament die zweite Etappe der Bahnreform an die Regierung
zurückgewiesen, weshalb die vorgesehene Neuordnung der Finanzierung der
Eisenbahn-Infrastruktur nicht wie geplant auf den 1. Januar 2007 in Kraft treten kann.
Da der 8. Rahmenkredit für die Privatbahnen Ende 2006 erschöpft ist, beantragte der
Bundesrat dem Parlament als Übergangslösung einen 9. Rahmenkredit für
Investitionsbeiträge an die konzessionierten Eisenbahnunternehmen (KTU) für die
Jahre 2007–2010 von CHF 600 Mio. und die Umwandlung des der BLS Lötschbergbahn
gewährten Baukredits in bedingt rückzahlbare Darlehen.

Gegen den Willen des Bundesrates erhöhte der Ständerat diesen Kredit auf CHF 800
Mio. – die KTU hatten aufgrund des Bedarfs CHF 1,05 Mrd. verlangt. Gemäss
Kommissionssprecher Pfisterer (fdp, AG) reiche die von der Regierung beantragte
Summe weder für die Erhaltung der Substanz noch für die nötigen
Erweiterungsinvestitionen aus. Die Privatbahnen müssten haushälterisch mit den
Finanzmitteln umgehen sowie Umfang und Optimierungsmöglichkeiten ihres Angebots
prüfen, allenfalls auch die Umstellung vom Bahn- auf den Busbetrieb. Der Bundesrat
erwäge mittelfristig Streckenschliessungen aus Sicherheitsgründen, aber auch aufgrund
unverhältnismässiger Sanierungskosten. Bundesrat Leuenberger hielt an den von der
Regierung beantragten CHF 600 Mio. fest, da der Bund sparen müsse, die Parteien für
Bildung und Forschung aber mehr Geld ausgeben wollten. In der Gesamtabstimmung
nahm der Ständerat sowohl den 9. Rahmenkredit für die KTU als auch die Umwandlung
des der BLS Lötschbergbahn gewährten Baukredits in ein bedingt rückzahlbares
Darlehen einstimmig an. Er überwies zudem ein Postulat (06.3179), das einen Bericht
zum Zustand der Infrastruktur der Privatbahnen verlangt.

Im Nationalrat stand eine weitere Erhöhung des KTU-Kredits auf CHF 920 Mio. zur
Diskussion, welche die Mehrheit der Verkehrskommission vorschlug und die von der SP
und den Grünen getragen wurde. CVP und FDP wollten sich dem Ständerat anschliessen
(CHF 800 Mio.), die SVP unterstützte den Vorschlag des Bundesrats (CHF 600 Mio.). Die
grosse Kammer folgte mit 109:80 Stimmen dem Ständerat und setzte den Rahmenkredit
für die KTU auf CHF 800 Mio. fest. Ein Antrag der SVP, für Strecken, die längerfristig
stillzulegen sind, keine wertvermehrenden Investitionen zu tätigen, wurde mit 116:73
Stimmen verworfen. In der Gesamtamtstimmung hiess der Nationalrat den
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Rahmenkredit für die KTU mit 161:8 Stimmen bei 20 Enthaltungen gut. Die Umwandlung
des der BLS Lötschbergbahn gewährten Baukredits in bedingt rückzahlbare Darlehen
hatte die Verkehrskommission des Nationalrats erst andiskutiert, aber noch nicht
beschlossen. 19

Lors de la session d’été, le Conseil des Etats s’est saisi de la vue d’ensemble du fonds
destiné à la réalisation des projets d’infrastructure des transports publics (FTP) et le
futur développement de l’infrastructure ferroviaire (ZEB). Le projet contient
notamment le crédit actualisé de la NLFA pour un montant de CHF 19,1 milliards, la
planification et le financement (à hauteur de CHF 5,2 milliards) de la première étape du
ZEB, ainsi qu’un crédit de CHF 40 millions pour l’élaboration d’un future message ZEB
2, concédé après les vives critiques émises par les cantons lors de la consultation de
l’année précédente. Le Conseil des Etats a pour l’essentiel approuvé la planification et
les modalités de financement prévues par le Conseil fédéral. Lors de l’examen du projet
de loi sur le développement de l’infrastructure ferroviaire (LDIF), les sénateurs ont
approuvé un amendement de leur CTT contraignant le gouvernement à présenter aux
chambres un projet concernant les étapes ultérieures du ZEB (ZEB 2) d’ici à 2010.
Surtout, par 26 voix contre 12, ils ont introduit dans la LDIF une liste des mesures que le
Conseil fédéral devra étudier et dans laquelle figurent notamment l’étoffement du Pied
sud du Jura et de la ligne Lausanne–Genève, l’accélération du tronçon Lucerne–Zurich
(avec et sans le tunnel de base du Zimmerberg II), ainsi que des améliorations de
cadences sur les lignes Berne–Viège, Bienne–Bâle, Bienne–Zurich, Zurich–Coire, etc.
Suivant la majorité de sa commission, la chambre haute a en outre chargé le Conseil
fédéral de prévoir des versements supplémentaires au FTP afin de financer les projets
susmentionnés. Dans le même registre, elle a approuvé des amendements Burkhalter
(prd, NE) et Schweiger (prd, ZG) visant à élargir les possibilités de financement à des
partenariats public-privé. Au vote sur l’ensemble, le projet modifié de LDIF a été
approuvé à l’unanimité. Concernant le crédit d’ensemble pour le ZEB 1, le Conseil des
Etats a décidé, par 19 voix contre 13, de l’accroître de CHF 200 millions afin de pallier
les conséquences négatives des travaux du ZEB sur le trafic régional, notamment en
matière de correspondance avec le trafic longue distance. Les autres actes du projet
ont été adoptés à l’unanimité et sans modification.

La CTT-CN ayant pris du retard, le Conseil national s’est d’abord saisi du projet d’arrêté
concernant l’adaptation du crédit d’ensemble pour la NLFA, afin d’éviter une
interruption des travaux en cours. Après avoir rejeté, par 124 voix contre 48, une
proposition de renvoi issue du groupe UDC, le plénum a débattu un amendement
Binder (udc, ZH) visant à augmenter le crédit de CHF 1,2 milliard afin de réintroduire
dans la NLFA le tunnel du Zimmerberg. Malgré le soutien unanime du groupe UDC ainsi
que de députés PDC et PRD, cette proposition a été balayée par 130 voix contre 51. Au
vote sur l’ensemble, l’arrêté a été approuvé par 172 voix contre 7. Lors de la session
d’hiver, la chambre basse s’est penchée sur les autres projets. Elle a suivi la chambre
des cantons concernant l’augmentation de CHF 200 millions du crédit alloué au ZEB 1.
Lors de l’examen du projet de LDIF, le plénum a suivi le Conseil des Etats sur toutes les
questions essentielles. Par contre, il s’en est clairement écarté au sujet de la réduction
du crédit destiné aux mesures antibruit. Le Conseil des Etats a en effet approuvé la
baisse de CHF 1,854 à 1,33 milliard proposée par le gouvernement et justifiée par les
progrès réalisés au niveau des émissions sonores du matériel roulant. Le Conseil
national a cependant suivi sa CTT et refusé d’entrer en matière sur le projet d’arrêté du
Conseil fédéral, jugeant inopportun de réduire les efforts en ce domaine. Au final, des
divergences mineures subsistent concernant la LDIF et l’ordonnance portant règlement
du fonds pour les grands projets ferroviaires, tandis que le désaccord est complet au
sujet du financement des mesures antibruit.

Dans la foulée, le Conseil national a rejeté la motion du conseiller aux Etats Pfisterer
(prd, AG) (07.3328) concernant le ZEB 2, puisque ses revendications ont été intégrées à
la LDIF. L’Assemblée fédérale a par ailleurs pris acte du rapport de la Délégation de
surveillance de la NLFA (08.006). 20
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Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Suite à l’approbation par les Chambres, en 2006, de la création du fonds
d’infrastructure pour le trafic d’agglomération et le réseau des routes nationales, le
Conseil des Etats a estimé que les objectifs visés par les initiatives Hofmann (udc, ZH)
(01.464) et Bieri (pdc, ZG) (04.403) étaient remplis et donc décidé de classer la
première et de ne pas donner suite à la seconde. Pour les mêmes motifs, le Conseil
national a pour sa part décidé de ne pas donner suite aux motions Pfisterer (prd, AG)
(04.3062) et Fluri (prd, SO) (04.3168), déposées suite à l’échec du contre-projet à
l’initiative populaire Avanti, en 2004. Le Conseil national a en outre rejeté une motion
Freysinger (udc, VS) (05.3632) exigeant une révision de l’article 86 alinéa 3 de la
Constitution afin d’affecter l’intégralité du produit de l’impôt sur les huiles minérales à
l’entretien, la construction et l’exploitation des routes nationales. L’achèvement des
routes nationales étant un objectif prioritaire du fonds d’infrastructure, la majorité a
estimé que la demande du motionnaire était satisfaite et la mesure proposée
superflue. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2007
NICOLAS FREYMOND

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Im Herbst widmete sich der Ständerat der Vorlage: Eintreten war unbestritten, obschon
mehrere Ratsmitglieder eine Gesamtkonzeption vermissten und den Grundsatz der
Trennung von Bau- und Nichtbaugebiet verletzt sahen. Zudem wurde die Befürchtung
laut, den Kantonen und Gemeinden werde zuviel vorgeschrieben. In der Detailberatung
schloss sich der Rat weitgehend den Vorschlägen von Bundesrat und Nationalrat an.
Kein Gehör hatte der Ständerat jedoch für den Vorschlag der grossen Kammer, den Bau
von Kompostieranlagen auf Bauernhöfen zu erlauben; es sei nicht sinnvoll, Anlagen zu
bewilligen, für deren Betrieb Material über grössere Distanzen transportiert werden
muss, ohne dass diese dann ihrerseits Energie produzieren. Eine Minderheit Pfisterer
(fdp, AG) wehrte sich vergeblich dagegen, auch jenen Bauern, die nicht auf ein
Zusatzeinkommen angewiesen sind, den Unterhalt von landwirtschaftsnahen
gewerblichen Nebenbetrieben und Agrotourismus zu gestatten. Eine solche Regelung
benachteilige sowohl Gewerbetreibende und Landwirte in den Bauzonen, da sie höhere
Bodenpreise bezahlen müssten, als auch Nichtlandwirte ausserhalb der Bauzone.
Kommissionssprecher Schmid (cvp, AI) bezeichnete diesen Artikel als Kern der Vorlage,
mögliche Missbräuche seien durch die mit der vom Nationalrat ins Gesetz eingefügten
Bestimmung zur Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen zu bekämpfen. Bundesrat
Leuenberger wies zudem darauf hin, dass florierenden Betrieben, die für
Agrotourismus besonders attraktiv sind, entsprechende Aktivitäten untersagt würden.
Eine Differenz zur grossen Kammer schuf der Ständerat im Zusammenhang mit der
Anwendung des neuen Bundesgerichtsgesetzes, welches am 1. Januar 2007 in Kraft tritt.
So beharrte der Rat darauf, abweichend von der allgemeinen
Bundesrechtsgesetzgebung den heutigen Rechtszustand weiterzuführen, indem in der
Raumplanung die Kantone und Gemeinden auf demokratischem Weg entscheiden und
das Bundesgericht nicht belasten. Zudem soll für den Erlass vorläufiger Massnahmen im
Raumplanungsbereich weiterhin die kantonale Kompetenzregelung gelten. Die Vorlage
passierte die Gesamtabstimmung mit 32:2 Stimmen bei 2 Enthaltungen. 22
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Gesundheitspolitik

Als Zweitrat befasste sich die kleine Kammer in der Sommersession mit dem
Transplantationsgesetz. Ein Rückweisungsantrag Schmid (cvp, AI), der fand, das Gesetz
baue eine unnötige Bürokratie auf und greife mit der Bestimmung, dass der Bund
Transplantationszentren bestimmen kann, ungebührlich in die Kompetenz der Kantone
ein, wurde mit 27 zu 10 Stimmen abgelehnt. In den zentralen Punkten der erweiterten
Zustimmungslösung, der Todesdefinition, der Xenotransplantation und des
Inländervorrangs folgte der Ständerat der grossen Kammer. Im Zweckartikel gab er dem
Gesetz aber eine neue Richtung, indem er es nicht auf die Bekämpfung von
Missbräuchen beschränkte, insbesondere die Vermeidung von Organhandel, sondern
festschrieb, dass ein Ziel des Gesetzes auch die Förderung der Verfügbarkeit von
Transplantaten sei. Die vom Nationalrat eingefügte Verpflichtung für den Bundesrat, ein
zentrales Lebendspenderregister zu führen, um die gesundheitliche Nachsorge der
Spender sicherzustellen, lehnte er ab, da er nicht eine weitere Bundesstelle schaffen
wollte. Mit 22 zu 16 Stimmen und gegen den Willen von Bundesrat Couchepin, welcher
die Auffassung vertrat, ein offizielles und deshalb vom Einzelnen nicht veränderbares
Dokument sei nicht der richtige Ort dafür, beschloss er, dem Bundesrat die Kompetenz
zu erteilen, einen Organspendervermerk im Fahrausweis vorzusehen. Ein Antrag
Pfisterer (fdp, AG), bei der Zuteilung der Organe im Sinn der Reziprozität Personen zu
bevorzugen, die einen Spenderausweis haben, wurde mit 23 zu 8 Stimmen abgelehnt,
da damit die Freiwilligkeit der Spende eingeschränkt würde. Einstimmig wurde ein
Minderheitsantrag angenommen, der für die Organzuteilung eine spezielle
Rekursmöglichkeit schafft.

In der Herbstsession konnten die Differenzen bereinigt werden. In der Ausdehnung des
Zweckartikels schloss sich der Nationalrat der kleinen Kammer an. Einen
Organspendervermerk im Fahrausweis lehnte er hingegen als wesensfremd ab, worauf
der Ständerat einer Formulierung zustimmte, wonach der Vermerk „auf einem
geeigneten Dokument oder Datenträger“ angebracht werden kann, beispielsweise auf
der geplanten Versichertenkarte. Auch in der Frage des Lebendspenderregisters setzte
sich ein Kompromissvorschlag durch. Bei den Voraussetzungen, unter denen Kliniken
die Erlaubnis erhalten, Transplantationen durchzuführen, wurden die
Qualitätssicherungssysteme durch den Zusatz ergänzt, dass diese auch die
Nachverfolgung des Gesundheitszustands der Spender sicherstellen müssen. Bei der
vorerst von ihr bekämpften Bestimmung, wonach die Kontrollbehörde bei vermutetem
Missbrauch zur Erfüllung ihrer Aufgaben auch Grundstücke, Betriebe, Räume und
Fahrzeuge betreten, also Hausdurchsuchungen durchführen kann, schloss sich die
kleine Kammer der grossen an. Das Gesetz wurde im Ständerat einstimmig und im
Nationalrat mit 145 zu 10 Stimmen gutgeheissen. Die grüne Fraktion enthielt sich der
Stimme, weil sie der Auffassung war, die erstmals in einem Gesetz verankerte
Todesdefinition sei zu wenig vertieft diskutiert worden. 23
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Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Bei der Behandlung der 4. IV-Revision diskutierte der Ständerat vor allem über die
Ausgestaltung der Assistenzentschädigung. Ständerätin Langenberger (fdp, VD) brachte
ein neues Modell ein, das von vielen Behindertenorganisationen schon länger
propagiert wird und nun auch die Unterstützung der Kantone fand. Dieser Vorschlag sah
vor, die Existenzsicherung von Behinderten, die selbstbestimmt leben möchten, nicht
über eine Verdoppelung der Hilflosenentschädigung resp. der Pflegebeiträge für
Minderjährige und einen Anspruch auf Ergänzungsleistungen (EL) bis zum Gesamtbetrag
von jährlich 90'000 Fr. vorzunehmen, wie dies der Nationalrat beschlossen hatte,
sondern die Hilflosenentschädigung auf dem heutigen Stand von 200 bis 800 Fr. pro
Monat zu belassen, daneben aber den Anspruch auf ein individuelles Hilflosenbudget
einzuführen, das je nach Bedarf an Pflege und Betreuung bis zu 8'000 Fr. pro Monat
betragen und selbständig verwaltet werden sollte. Langenberger begründete ihren
Minderheitsantrag mit der noch grösseren Autonomie der Behinderten als in der
Version des Nationalrates und damit, dass beim Modell des Nationalrates jene
Behinderte benachteiligt würden, die trotz einer schweren Behinderung erwerbstätig
sind.

Obgleich sich im Plenum alle überzeugt zeigten, dass der Vorschlag Langenberger das
Modell der Zukunft sei, unterlag ihr Antrag nach längerer Debatte mit 21 zu 16 Stimmen.
Die Mehrheit befand, die Sache sei noch nicht ausgereift. Da es für den Systemwechsel
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an verlässlichen statistischen Grundlagen fehle, seien dessen finanziellen
Konsequenzen unkalkulierbar. Zudem, wurde gewarnt, mit dem Systemwechsel drohe
eine Pflicht zum Export der Leistungen in die EU-Staaten; aus diesem Grund hatte der
Rat bereits zu Beginn der Debatte den Begriff „Assistenzentschädigung“ wieder in
„Hilflosenentschädigung“ umbenannt. Auch Bundesrätin Dreifuss sah im
Minderheitsantrag mehr offene als gelöste Probleme. Eine Brücke zwischen den beiden
Positionen schlug schliesslich Ständerat Pfisterer (fdp, AG). Er beantragte, den
Bundesrat zu verpflichten, unverzüglich einen oder mehrere Pilotversuche mit dem
neuen System zu veranlassen. Sein Antrag wurde ohne Gegenstimme angenommen.
Pilotversuche sind auf Vorschlag des Bundesrates auch im Bereich der Erwerbstätigkeit
vorgesehen; sie sollen zeigen, wie die Arbeitgeber dazu motiviert werden können,
Personen mit Behinderungen anzustellen.

In den weiteren Punkten folgte der Ständerat weitgehend der Linie des Nationalrates.
Er unterstützte die Einführung einer Dreiviertelsrente, die dank einer besseren
Abstufung gewisse Einspareffekte bringen soll, sowie die bereits im ersten Anlauf zu
dieser Revision unbestrittene Aufhebung der Zusatzrente für Ehepartner. Bei der
Verbesserung der Aufsicht über die ärztlichen Dienste, welche eine Vereinheitlichung
der Anspruchberechtigung und damit ebenfalls Minderkosten anstrebt, nahm er
allerdings gewisse Retouchen im Sinn einer stärkeren Steuerung vor. Nichts wissen
wollte er von einem Zweckartikel im Gesetz, der deutlich machen soll, dass die
Leistungen der IV zu einer eigenverantwortlichen und selbstbestimmten Lebensführung
von Personen mit Behinderungen beizutragen haben. Zur finanziellen Konsolidierung
siehe hier. 24

In der Differenzbereinigung beharrte der Nationalrat auf der Beibehaltung des
Zweckartikels. Festhalten wollte eine Kommissionsmehrheit auch an der Bestimmung,
dass die Geschäftsprüfung der IV-Stellen in der Hand des BSV bleibt; der Ständerat
hatte beschlossen, dafür aussenstehende Revisoren zu bestimmen. Mit 82 zu 57
Stimmen setzte sich aber ein Antrag Widrig (cvp, SG) durch, hier dem Ständerat zu
folgen. Nach Anhören eines externen Experten war auch die vorberatende Kommission
zur Ansicht gelangt, dass der Begriff „Assistenzentschädigung“ zu Problemen mit der EU
führen könnte, weshalb sie dem Plenum erfolgreich Rückkehr zum sprachlich allerdings
nicht gerade als glücklich erachteten Begriff der „Hilflosenentschädigung“ beantragte.
Da auch der Nationalrat der Ansicht war, das Modell Langenberger sei längerfristig der
richtige Weg, stimmte er den Pilotversuchen gemäss Antrag Pfisterer oppositionslos
zu. 25
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im Ständerat beantragte Reimann (svp, AG) daraufhin Zustimmung zum Vorgehen des
Nationalrates, wodurch der letztjährige deutliche Entscheid seines Rates im nachhinein
desavouiert worden wäre, was zumindest verfahrensmässig Fragen aufwarf. Inhaltlich
wurde seine Begründung, die Schweiz sei kein Einwanderungsland und die Integration
primär die Sache der Betroffenen, nicht diskutiert. Mit 22 zu 5 Stimmen bekräftigte die
kleine Kammer ihr Bekenntnis zu einer auch vom Bund getragenen Integration der auf
Dauer hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer sowie zu den allenfalls dafür
anfallenden Kosten. 26
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In der Frühjahrssession wurde die Motion der Staatspolitischen Kommission des
Nationalrates für die Ausarbeitung eines Integrationsrahmengesetzes vom Ständerat
beraten. Da die Integration von Ausländern eine Querschnittsaufgabe darstellt, legte
der Bundesrat in seinem Bericht dar, dass nicht nur das Ausländergesetz, sondern 16
weitere, sehr diverse Gesetzestexte – vom Jugend- und Kulturförderungsgesetz bis hin
zum Raumplanungsgesetz – einer Ergänzung bedürften. Trotz Widerstand seitens der
SVP wurde der Vorstoss Ende des Vorjahres vom Nationalrat gutgeheissen. Bei den
Beratungen im Ständerat gab es zwei Anträge. Die ständerätliche Sicherheitspolitische
Kommission (SPK-SR) forderte eine Anpassung des Motionstextes, so dass die
Integration auch im Ausländergesetz festgeschrieben werden könnte. Wie
Kommissionssprecher Büttiker (fdp, SO) betonte, berücksichtige dieser Vorschlag die
Bedenken der Kantone, die eine Beschränkung ihrer Kompetenzen im
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Integrationsbereich befürchteten. Der zweite Antrag im Ständerat stammte von der
Minderheit Reimann (svp, AG) und forderte die Ablehnung der Motion. Nach Ansicht
dieser Minderheit habe das Volk seinen Willen klar kundgetan, indem es den
Gegenentwurf zur Ausschaffungsinitiative verworfen hatte, der verschiedene
Integrationsmassnahmen vorgesehen hätte. Bei der eingehenden Diskussion in der
kleinen Kammer erhielt der Entwurf der SPK-SR sowohl von Bundesrätin Sommaruga als
auch von links-liberalen Rednern Zustimmung. Ständeräte, welche den
Minderheitsantrag begrüssten, taten dies im Namen der Kantone, welche sich, wie
durch die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) kommuniziert, gegen neue
Bundeskompetenzen im Integrationsbereich wehrten. Deren ablehnende Haltung
gegenüber dem Gesetzesvorschlag sei zu respektieren und zudem seien sie bereits
heute im Bereich der Integration sehr aktiv. Dennoch wurde der abgeänderte
Motionstext mit 22 zu 12 Stimmen angenommen. Ende des Berichtsjahres fand im
Nationalrat die Differenzenbereinigung statt. Die Mehrheit forderte die Zustimmung
zum abgeänderten Entwurf des Ständerates, während die Minderheit Fehr (svp, ZH) die
Ablehnung befürwortete, da die Bemühungen der Schweiz im Bereich der
Integrationsförderung bereits ausreichend seien und die Hauptverantwortung zur
Integration bei den Ausländern selbst liege. Dieser Minderheitsantrag erhielt jedoch nur
42 Stimmen, praktisch ausschliesslich aus der SVP-Fraktion, und wurde zugunsten des
Antrags der Mehrheit, welcher 108 Stimmen erhielt, verworfen. Damit wurde die
abgeänderte Motion an den Bundesrat überwiesen. Gleichzeitig wurde im Nationalrat
eine parlamentarische Initiative der FDP-Fraktion mit ähnlichem Wortlaut
zurückgezogen. 27

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die vorberatende Kommission des Nationalrates sprach sich mit grosser Mehrheit für
Eintreten aus. In der Detailberatung versuchte dann aber ein rechtsbürgerliches
Quartett – Arbeitgeberdirektor Allenspach (fdp, ZH), Rechtsprofessorin Sandoz (lp, VD),
Wirtschaftsanwalt Ducret (cvp, GE) und Maximilian Reimann (svp, AG) — das Gesetz in
fast allen Artikeln abzuschwächen. 28
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In der Frühjahrssession stimmte die kleine Kammer als Erstrat einstimmig der
Ratifikation des UNO-Übereinkommens zur Beseitigung aller Diskriminierungen der
Frauen mit den vom Bundesrat beantragten Vorbehalten zu. Gegen die Ratifikation des
Abkommens wandten sich lediglich die Abgeordneten Schmid (cvp, AI) und Reimann
(svp, AG) mit der Begründung, das Abkommen beeinträchtige die in der Schweiz gültige
Rechtsordnung, weil einzelne Bestimmungen zu direkt anwendbarem Recht führten
und damit dem Einfluss von Volk und Ständen entzogen würden. Die Juristin Beerli (fdp,
BE) beruhigte ihre Kollegen und erklärte, die einzigen in der Konvention enthaltenen
direkt anwendbaren Rechtsansprüche seien in der Schweiz bereits umgesetzt. Auch
Bundesrätin Dreifuss unterstrich, dass mit der Ratifikation des Übereinkommens keine
Ausweitung der Sozialrechte verbunden sei. Mit 31:7 Stimmen wurde der Antrag Schmid,
die Konvention nicht zu unterzeichnen, dafür aber deren Grundsätze in einen
allgemeinen Bundesbeschluss zu kleiden, abgelehnt. 29
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Kinder- und Jugendpolitik

Wenn die Ratifizierung schon nicht abzuwenden war, so wollte Schmid, unterstützt von
Reimann (svp, AG), Wicki (cvp, LU), Frick (cvp, SZ) und einigen weiteren Ratskollegen, die
Konvention zumindest mit einem generellen Vorbehalt versehen. Danach sollte die
Schweiz erklären, dass das Übereinkommen innerstaatlich keine direkte Anwendung
findet. Aus den bereits in der Eintretensdebatte angeführten Gründen verneinte die
Mehrheit des Rates die Notwendigkeit eines derartigen Vorgehens. Bundesrat Cotti und
Kommissionssprecher Danioth (cvp, UR) machten auf die internationalen Implikationen
eines generellen Vorbehalts aufmerksam. Insbesondere Cotti erklärte, der Aufschub der
Ratifikation habe dem Ansehen der Schweiz im Ausland bereits erheblich geschadet.
Auch in diesem Punkt konnte sich der Antrag Schmid - obgleich etwas weniger deutlich
- mit 30 zu 9 Stimmen nicht durchsetzen.

Die Debatte in der kleinen Kammer hatte über weite Strecken wenig bis nichts mit dem
Schutz der Kinder zu tun, wohl aber mit generellen juristischen Überlegungen. Schmid
(cvp, AI) beantragte dem Rat, auf die Vorlage überhaupt nicht einzutreten. Er drückte

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.1996
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 16ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



sein Unbehagen über das zunehmende Einfliessen von direkt anwendbaren
völkerrechtlichen Bestimmungen in die schweizerische Rechtsordnung aus. Zudem
machten ihm einzelne Bestimmungen der Konvention Angst. Sie seien dazu angetan, die
elterliche Gewalt auszuhöhlen und würden zu einer verstärkten Einmischung der
Kinderschutzorganisationen und der Gerichte in innerfamiliäre Belange führen. Diesen
Ausführungen hielt Beerli (fdp, BE) entgegen, die Schweiz verfüge schon heute über
einen umfassenden Kinderschutz, weshalb der Beitritt zur Konvention keine Änderung
des innerstaatlichen Rechts erfordere. Das Abkommen äussere sich nicht zu
Erziehungsmitteln und -grundsätzen, und das Gleichgewicht zwischen
Führungsanspruch der Eltern und Rechten der Kinder bleibe unangetastet. Der
Nichteintretensantrag unterlag schliesslich mit 35 zu 4 Stimmen.

Ganz auszuräumen vermochten die Befürworter der Vorlage die Bedenken der
konservativen Kreise des Rates dennoch nicht. In der Detailberatung nahm der
Ständerat auf Antrag seiner Kommission einen weiteren punktuellen Vorbehalt an,
wonach die Gesetzgebung über die elterliche Sorge Vorrang gegenüber der Konvention
hat. Vergeblich plädierten die beiden Freisinnigen Forster (SG) und Leumann (LU) dafür,
diesen Vorbehalt nicht einzufügen. Er erwecke erst den Eindruck, dass es zwischen dem
schweizerischen Verständnis der elterlichen Gewalt und der Konvention einen
Widerspruch gebe, was dem internationalen Image der Schweiz nur Schaden zufügen
könne. Der Rat zog es aber mit 28 zu 9 Stimmen vor, "ein innenpolitisches Zeichen zu
setzten". Die bereits vom Bundesrat vorgeschlagenen Vorbehalte waren unbestritten,
weshalb die Vorlage schliesslich mit 37 zu 1 Stimmen angenommen wurde. Ein letzter
Versuch, die Konvention vielleicht später doch noch zu kippen, nämlich ein
Minderheitsantrag Reimann / Schmid auf Unterstellung unter das fakultative
Staatsvertragsreferendum unterlag mit 34 zu 7 Stimmen . 30
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